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Antrag auf Sonn- und Feiertagsarbeit im dringenden öffentlichen Interesse 
(§ 15 Abs. 2 Arbeitszeitgesetz) - Merkblatt 

Sehr geehrte Antragstellerin, sehr geehrter Antragsteller, 

Sie beabsichtigten an Sonn- und Feiertagen Arbeitnehmer zu beschäftigen. Das Ar-

beitszeitgesetz lässt nach § 15 Abs. 2 Ausnahmen zu, soweit diese im öffentlichen 

Interesse dringend nötig werden. Nachstehende Informationen sollen Sie bei der An-

tragstellung unterstützen.  

 

Was ist mit „öffentlichen Interesse“ gemeint? 

Die Frage, ob im Einzelfall ein öffentliches Interesse an einer Ausnahme vom Sonn- 

und Feiertagsbeschäftigungsverbot besteht, ist vor dem Hintergrund von Sinn und 

Zweck bzw. der Zielsetzung des Arbeitszeitgesetzes und der Gesetzessystematik zu 

beurteilen. Die Auslegung des Begriffs “öffentliches Interesse“ in § 15 Abs. 2 ArbZG 

muss der Bedeutung des Sonn- und Feiertagsschutzes (Artikel 140 des Grundgeset-

zes in Verbindung mit Artikel 139 der Weimarer Reichsverfassung) genügen. An Ge-

nehmigungen im öffentlichen Interesse werden daher strenge Maßstäbe angelegt. 

Das öffentliche Interesse im Sinne des § 15 Abs. 2 ArbZG ist ein übergeordnetes In-

teresse, bei dessen Vorliegen z. B. die Belange der oder des Einzelnen oder auch ei-

ner bestimmten Anzahl von Beschäftigten im Rahmen einer Interessenabwägung zu-

rücktreten müssen. 

Ein öffentliches Interesse im Sinne von § 15 Abs. 2 ArbZG ist nur dann gegeben, 

wenn das Interesse an der Sonn-/Feiertagsarbeit ein solches Gewicht erlangt hat, 

dass es gerechtfertigt erscheint, eine Ausnahme von der allgemeinen Arbeitsruhe am 

Sonntag und/oder Feiertag zuzulassen. 

In der Regel handelt es sich um Interessen der Allgemeinheit, d.h. besondere Inte-

ressen und Belange, die nicht nur einer kleinen Bevölkerungsgruppe zum Nutzen 
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sind, sondern die für die Allgemeinheit oder auch für internationale Beziehungen eine 

herausragende und übergeordnete Bedeutung darstellen. Erforderlich ist, dass die 

Interessen mindestens einem erheblichen Teil der Bevölkerung dienen. 

Ein öffentliches Interesse liegt zum Beispiel dann nicht vor, wenn mit Hilfe der Aus-

nahme allein größere Annehmlichkeiten für eine bestimmte Bevölkerungsgruppe be-

wirkt werden sollen. Das alleinige Umsatz- und Erwerbsinteresse (wirtschaftliche In-

teressen) auf Seiten der Unternehmen und/oder Verbraucher- oder Kundeninteres-

sen an uneingeschränkter Bereitstellung von Dienstleistungen und Waren kann eine 

Ausnahme im öffentlichen Interesse nicht rechtfertigen. 

Auch dann, wenn Arbeitsplätze gefährdet sind, müssen weitere Faktoren und/oder 

konkrete Anhaltspunkte für das Vorliegen eines Gemeinwohls oder den Bedarf eines 

wichtigen Teils der Bevölkerung hinzutreten, um die Anforderungen an das öffentli-

che Interesse nach § 15 Abs. 2 ArbZG zu erfüllen. Dabei ist das Kriterium des Ge-

meinwohls nur dann erfüllt, wenn Aspekte vorliegen, die im Interesse der gesamten 

oder zumindest eines maßgeblichen Teils der Gesellschaft und/oder der Allgemein-

heit liegen. 

Das öffentliche Interesse liegt dagegen vor, wenn es um dringende Bedürfnisse der 

Bevölkerung geht, wie z.B. die Sicherung der Ernährung. Aber auch bei Maßnahmen 

zur Aufrechterhaltung des Verkehrs, bei Notfällen und Katastrophen im Ausland, die 

sofortige Hilfe erfordern, sowie für Dienst-, Werk- und Sachleistungen, die im Rah-

men notstandsrechtlicher Regelungen zu erbringen sind, kann ein öffentliches Inte-

resse im Sinne des § 15 Abs. 2 ArbZG vorliegen, sofern diese Arbeiten nicht bereits 

durch den Ausnahmekatalog des § 10 ArbZG zugelassen sind. In Betracht kommen 

auch Versorgungs-, Spannungs- und Notstandsfälle mit nicht nur vorübergehendem 

Charakter, sofern die Tätigkeiten nicht nach § 14 ArbZG erlaubt sind. 

 

Wann ist eine Maßnahme „dringend nötig“? 

Eine dringende Notwendigkeit im Sinne von § 15 Abs. 2 ArbZG liegt dann vor, wenn 

ohne eine erteilte Ausnahmebewilligung die öffentlichen Interessen beeinträchtigt 

und ganz erhebliche, für die Allgemeinheit nicht hinnehmbare Nachteile entstehen 

würden. Aus dem Sachverhalt muss sich die Notwendigkeit für eine unternehmeri-

sche Entscheidung für die beantragte Sonn- und Feiertagsarbeit ergeben. Mit dem 

Dringlichkeitselement wird eine zeitliche Komponente eingeführt, die auch beinhaltet, 
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dass dem Unternehmen die Zeit fehlt, um die Sonn- und Feiertagsarbeit durch orga-

nisatorische oder sonstige Maßnahmen abwenden zu können. 

 

Bei welcher Behörde ist der Antrag zu stellen? 

Nds. Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung, Postfach 141, 

30001 Hannover 

 

Auf welchem Weg kann ein Antrag gestellt werden? 

- Postalisch 

- Per E-Mail an Ref502@ms.niedersachsen.de 

(ein Online-Dienst ist in der Entwicklung) 

Die Antragstellung erfolgt formlos. 

 

Wer kann den Antrag stellen? 

Jede Arbeitgeberin / jeder Arbeitgeber, die / der vom Arbeitszeitgesetz abweichende 

längere Arbeitszeiten, verkürzte Ruhezeiten oder Sonn- und Feiertagsarbeit beantra-

gen möchte, kann einen Antrag stellen, wenn für den in Frage stehenden Fall eine 

Ausnahme oder Abweichungsmöglichkeit im ArbZG nicht vorgesehen ist oder die 

vorgesehenen Ausnahmen oder Abweichungen nicht ausreichen, um die im dringen-

den öffentlichen Interesse zu erledigenden Arbeiten ausführen zu dürfen. 

 

Welche Informationen muss der Antrag beinhalten? 

- Erläuterung des Bedarfs dafür, dass das Produkt an Sonn- und Feiertagen her-

gestellt oder die Dienstleistung angeboten wird, sowie des dringenden öffentli-
chen Interesses. Daten, z.B. in Form von Kundenanforderungen, Produktions-

zahlen, usw., sollten auf geeignete Weise belegt werden. 

- Benennung des Betriebsbereiches in dem die Sonn- und Feiertagsarbeit erfolgen 

soll. 

- Darstellung von Art, Ort (Anschrift) und Zeitraum der geplanten Tätigkeiten (bitte 

prüfen Sie, ob hohe Feiertage wie Ostern oder Weihnachten von einer Genehmi-

gung ausgenommen werden können). 
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- Nennung der herzustellenden Produkte und Erläuterung des Produktionsablau-

fes bzw. Nennung der Dienstleistung 

- Die Anzahl der insgesamt derzeit im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer. 

- Die Anzahl der in dem von der Sonn- und Feiertagsarbeit betroffenen Betriebs-

bereich derzeit beschäftigten Arbeitnehmer. 

- Darstellung des Umfanges der Beanspruchung der maximalen wöchentlichen 

Beschäftigungszeit von 144 Stunden (6 Tage à 24 Stunden). Sollten Sie die 

höchstzulässige Wochenarbeitszeit nicht ausnutzen, begründen Sie dies bitte. 

- Angaben darüber, ob bei positiver Bescheidung des Antrages die Beschäfti-

gungszeit auf 168 Stunden ausgeweitet wird (7 Tage à 24 Stunden). 

- Liegen bauordnungsrechtliche oder bundesimmissionsschutzrechtliche Be-

schränkungen für Sonn- und Feiertagsbetrieb vor? 

- Angabe über die Anzahl der Schichten, in denen gearbeitet werden soll. Bitte fü-

gen Sie den zukünftig einzuführenden Schichtplan sowie eine Schichtwechsel-

folge (mitarbeiterbezogenes Muster) Ihren Ausführungen bei. 

- Die Anzahl der Arbeitnehmer, die in dem betroffenen Bereich beschäftigt werden 

und die Anzahl derer, die davon pro Sonn- bzw. Feiertagsschicht betroffen sein 

werden. 

- Erläuterung, ob durch die Erteilung der Bewilligung die Beschäftigung der Arbeit-

nehmer gesichert wird, oder ob zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. 

- Bei Schaffung von Arbeitsplätzen, geben Sie bitte die Anzahl als Vollarbeits-

plätze sowie den Einsatzbereich der Mitarbeiter auf diesen Arbeitsplätzen an. 

- Sind zur Durchführung der Sonn- und Feiertagsarbeit Investitionen geplant bzw. 

notwendig? 

- Welche Folgen hätte die Nichteinführung der Sonn- und Feiertagsarbeit? 

- Welche betrieblichen Maßnahmen sind beabsichtigt, damit zukünftig auf die In-

anspruchnahme von Sonn- und Feiertagen verzichtet werden kann? 

 

Welche Unterlagen sind dem Antrag beizufügen? 

- Stellungnahme des Betriebsrates 

- Stellungnahme des Betriebsarztes 

 

Wie lange dauert die Bearbeitung des Antrags? 
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Der Antrag sollte möglichst ein bis zwei Monate vor dem ersten Tag, an dem Arbeit-

nehmende beschäftigt werden sollen, beim Ministerium eingehen. 

 

Wie hoch sind die Gebühren für die Genehmigung? 

In Niedersachsen fallen keine Gebühren an. 

 

Hinweis: 

Es handelt sich um keine abschließende Aufzählung, im Regelfall wird es erforderlich 

sein, noch weitere Angaben und Erläuterungen zu machen oder Stellungnahmen bei-

zubringen. 

Seitens des Ministeriums wird eine Stellungnahme der Gewerkschaft und der Unter-

nehmerverbände eingeholt, soweit Sie diese nicht selbst dem Antrag beifügen. Bitte 

beachten Sie, dass dieses die Bearbeitungszeit um ca. 2 Wochen verlängert. 

 

Gerne stehen Ihnen die zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Ministerium 

für Rückfragen zur Verfügung. Sie können uns auch vor Antragstellung bereits unter 

Ref502@ms.niedersachsen.de kontaktieren, wenn Sie Ihren Antrag im Vorwege be-

sprechen möchten. Gerne vereinbaren wir einen Termin für ein ausführliches Telefo-

nat oder eine Videokonferenz. 

 

 

mailto:Ref502@ms.niedersachsen.de

